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Asyl suchende und Flüchtlingskinder und Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen

Die Problematik von Asyl suchenden Kindern und von Flüchtlingskindern war erneut Thema der Stellungnahme, die die Kommission der Vereinten Nationen für die Rechte des Kindes nach ihrer Diskussion mit der Bundesregierung über den zweiten Bericht der Bundesrepublik Deutschland (gemäß Artikel 44 der Konvention) am 30. Januar 2004 abgegeben hat.

Die Kommission beanstandet, 

· dass Asyl suchenden und  Flüchtlingskindern zwischen 16 und 18 Jahren die Rechte auf Beistand im Asyl- und Aufnahmeverfahren vorenthalten werden, die das Kinder- und Ju​gendhilfegesetz nicht-volljährigen jungen Menschen garantiert;

· dass Romakinder und Kinder anderer ethnischer Minderheiten von Ausweisung zurück in die Länder bedroht werden, aus denen ihre Eltern fliehen mussten;

· dass die drohende Rekrutierung als Kindersoldaten nicht als spezifischer Verfolgungs​grund in Asylverfahren akzeptiert wird;

· dass die Verfahren zur Zusammenführung von Flüchtlingsfamilien, wie sie in der Flücht​lingskonvention von 1951 festgelegt wurden, unnötig kompliziert und verzögert werden; und

· dass einer Reihe von Kindern asylsuchender Eltern, geboren im Bundesland Berlin, Ge​burtsdokumente, auf die sie einen Anspruch haben, mit Hinweis auf unvollständige Do​kumente der Eltern vorenthalten werden. 

(vgl. den Absatz 54 der Concluding Observations vom 30.1.2004; CRC/C/15/Add. 226)

Die Kommission schließt mit diesen Beanstandungen an ihre Stellungsnahme nach der Disku​ssion des ersten Berichts der Bundesrepublik im Jahr 1995 an. Schon damals hieß es in der Stellungnahme, dass die Kommission besorgt sei

· über die Asyl-Verfahren, denen Kinder unterworfen werden,

· über die Ausweisung von Kindern in sichere Drittstaaten und

· über das "Flughafen-Verfahren".

Die Kommission befürchtete, dass zahlreiche Artikel der Konvention durch diese Maßnahmen und Regelungen verletzt werden könnten.

(vgl. den Absatz 34 der Concluding Observations vom 7.11.1995; CRC/C/15/Add. 43))

Die Bundesregierung hat in ihrem Zweitbericht die damals geäußerten Beanstandungen be​stritten und bekräftigt, dass sie an Recht und Verfahren nichts ändern würde.

(vg. Absätze 790 ff. des Staatenberichts; CRC/C/83/Add. 7)

Die Vertreter der Bundesregierung haben in der Beratung zudem erklärt, dass die Bundesregie​rung zu  einer Rücknahme des Vorbehalts gegenüber Artikel 22 der Kinderrechtskonvention (Flüchtlingskinder) bereit sei, aber eine Mehrheit der Länder sich dem widersetze. Die Bun​desregierung habe zahlreiche vergebliche mündliche und schriftliche Versuche unternommen, die Länder umzustimmen.

(vgl. Summary record of the 927th meeting, para. 9 et 11; CRC/C/SR.927)

Die Kommission spricht der Bundesrepublik keineswegs das Recht ab, zu prüfen und zu ent​scheiden, ob sie jungen Menschen Aufenthalt gewährt. Sie erwartet jedoch, dass die Bundes​republik sich dabei sowohl im Aufnahmeverfahren als auch bei der Gestaltung des Aufent​halts an die Regeln und Garantien hält, denen sie in internationalen Abmachungen und Ver​trägen selber ausdrücklich zugestimmt hat. 

Dazu gehört, 

· dass in der Bundesrepublik alle Kinder gleich behandelt; 

Dies wird verweigert, wenn die Anwendung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im Fal​le von Flüchtlingskindern willkürlich auf Kinder unter 16 Jahren beschränkt wird.

· dass in der Bundesrepublik dem Kindeswohl bei allen Maßnahmen, wie in Artikel 3 der Konvention festgelegt, Vorrang gegeben wird, und somit auch in ausländerrechtlichen Verfahren;

Dieser zentrale Grundsatz der Kinderrechtskonvention spielt in den Verfahren vor den Verwaltungsgerichten nach Aussagen von Beobachtern keine Rolle, da diese sich auf die Prüfung der ausländergesetzlichen und asylrechtlichen Vorschriften beschränken.

· dass in der Bundesrepublik bei allen Maßnahmen und Verfahren Kinder vor grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung (Artikel 37 der Konvention) ge​schützt werden;

Der Kommission liegen zahlreiche Falldarstellungen vor, die erhebliche Zweifel an einer menschenwürdigen Behandlung Minderjähriger im Asylverfahren wecken, insbesondere bei der Altersbestimmung von angeblich über Sechzehnjährigen, bei der Unterbringung während des Flughafenverfahrens und in der Abschiebehaft.

· dass allen Kindern, auch den zugewanderten und geflüchteten, Entwicklungs- und Lern​chancen ohne Diskriminierung geboten werden.

In mehreren Bundesländern werden Asylbewerberkinder und Flüchtlingskinder, die sich rechtmäßig in der Bundesrepublik aufhalten, von der Schulpflicht ausgenommen, in außer​schulische Fördermaßnahmen nicht einbezogen und der Zugang zu einer Berufsausbil​dung verwehrt.  Junge Menschen verlieren damit wesentliche Lebenschancen.

Sorge und Beunruhigung über die Behandlung von Asylbewerbern und ihrer Kinder hat im übrigen nicht nur die Kommission für die Rechte des Kindes ausgesprochen, sondern auch die Kommission der Vereinten Nationen für die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte in ihrer Stellungnahme vom 24. September 2001 zum vierten Bericht der Bundesrepublik Deutschland (vgl. E/C.12/1/Add. 68).

